Bitte sorgfaltig
aufbewahren!

Verordnung

Uber Allgemeine Bedingungen fiir die Grundversorgung

von Haushaltskunden und die Ersatzversorgung mit Elektrizitat
aus dem Niederspannungsnetz
(Stromgrundversorgungsverordnung — StromGVV)"

Teil 1 Allgemeine Bestimmungen

§1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen

(1) Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingungen, zu denen Elektrizitatsver-
sorgungsunternehmen Haushaltskunden in Niederspannung im Rahmen der Grundver-
sorgung nach §36 Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes zu Allgemeinen Preisen mit
Elektrizitat zu beliefern haben. Die Bestimmungen dieser Verordnung sind Bestandteil des
Grundversorgungsvertrages zwischen Grundversorgern und Haushaltskunden. Soweit die
Messung mit einer Messeinrichtung nach §2 Nummer 7 oder 15 des Messstellenbetriebs-
gesetzes erfolgt und nicht nach Satz 4 ausdricklich etwas anderes vereinbart ist, beinhaltet
der Grundversorgungsvertrag einen kombinierten Vertrag im Sinne des §9 Absatz 2 des
Messstellenbetriebsgesetzes, in dessen Rahmen der Grundversorger nach §9 Absatz 1 Satz
1 Nummer 2 des Messstellenbetriebsgesetzes den Messstellenvertrag mit dem Messstel-
lenbetreiber abschlieBt. Anstelle eines kombinierten Vertrages nach Satz 3 hat der Grund-
versorger auf Verlangen des Kunden mit diesem einen Grundversorgungsvertrag ohne
Einbeziehung des Messstellenbetriebs abzuschlieBen. Diese Verordnung regelt zugleich die
Bedingungen fiir die Ersatzversorgung nach §38 Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes.
Sie gilt fur alle nach dem 12. Juli 2005 abgeschlossenen Versorgungsvertrage, soweit diese
nicht vor dem 8. November 2006 beendet worden sind.

(2) Kunden im Sinne dieser Verordnung sind der Haushaltskunde und im Rahmen der Er-
satzversorgung der Letztverbraucher.

(3) Grundversorger im Sinne dieser Verordnung ist ein Elektrizitdtsversorgungsunter-
nehmen, das nach §36 Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes in einem Netzgebiet die
Grundversorgung mit Elektrizitat durchfihrt.

§2 Vertragsschluss

(1) Der Grundversorgungsvertrag soll in Textform abgeschlossen werden. Ist er auf andere

Weise zustande gekommen, so hat der Grundversorger den Vertragsschluss dem Kunden

unverziiglich in Textform zu bestatigen.

(2) Kommt der Grundversorgungsvertrag dadurch zustande, dass Elektrizitat aus dem

Elektrizitatsversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung entnommen wird, tiber das

der Grundversorger die Grundversorgung durchfiihrt, so ist der Kunde verpflichtet, dem

Grundversorger die Entnahme von Elektrizitat unverziiglich in Textform mitzuteilen. Die

Mitteilungspflicht gilt auch, wenn die Belieferung des Kunden durch ein Elektrizitatsversor-

gungsunternehmen endet und der Kunde kein anschlieBendes Lieferverhéltnis mit einem

anderen Elektrizitatsversorgungsunternehmen begriindet hat.

(3) Ein Grundversorgungsvertrag oder die Bestatigung des Vertrages muss alle fiir einen

Vertragsschluss notwendigen Angaben enthalten, insbesondere auch:

1. Angaben zum Kunden (Firma, Registergericht und Registernummer oder Familienname
und Vorname sowie Adresse und Kundennummer),

2. Angaben tiber die belieferte Verbrauchsstelle einschlieBlich der zur Bezeichnung der

Entnahmestelle verwendeten Identifikationsnummer,

. Angaben zum Grundversorger (Firma, Registergericht, Registernummer und Adresse),

4. Angaben zum Netzbetreiber, in dessen Netzgebiet die Grundversorgung durchgefiihrt
wird (Firma, Registergericht, Registernummer und Adresse) und zum Messstellenbetrei-
ber sowie

5. Angaben zu den Allgemeinen Preisen nach §36 Absatz 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes, wobei folgende Belastungen, soweit sie Kalkulationsbestandteil der geltenden

Allgemeinen Preise sind, gesondert auszuweisen sind:

a) die Stromsteuer nach §3 des Stromsteuergesetzes vom 24. Méarz 1999 (BGBI. | S. 378;
2000 | S. 147) in der jeweils geltenden Fassung,

b) die Konzessionsabgabe nach MaBgabe des §4 Absatz 1 und 2 der Konzessionsab-
gabenverordnung vom 9. Januar 1992 (BGBI. | S. 12, 407), die zuletzt durch Artikel 3
Absatz 4 der Verordnung vom 1. November 2006 (BGBI. | S. 2477) geandert worden
ist,

) jeweils gesondert die Umlagen und Aufschlage nach § 12 Absatz 1 des Energiefi-
nanzierungsgesetzes, § 19 Absatz 2 der Stromnetzentgeltverordnung und § 18 der
Verordnung zu abschaltbaren Lasten vom 28. Dezember 2012 (BGBI. | S. 2998) in der
jeweils geltenden Fassung,

d) jeweils gesondert die Netzentgelte und, soweit sie nach § 1 Absatz 1 Satz 3 Gegen-
stand des Grundversorgungsvertrages sind, die Entgelte des Messstellenbetreibers
oder die Entgelte der Betreiber von Energieversorgungsnetzen fiir den Messstellen-
betrieb und die Messung.

Wenn dem Grundversorger die Angaben nach Satz 1 Nummer 1 nicht vorliegen, ist der

Kunde verpflichtet, sie dem Grundversorger auf Anforderung mitzuteilen. Zusatzlich zu den

Angaben nach Satz 1 Nummer 5 hat der Grundversorger den auf die Grundversorgung

entfallenden Kostenanteil anzugeben, der sich rechnerisch nach Abzug der Umsatzsteuer

und der Belastungen nach Satz 1 Nummer 5 von dem Allgemeinen Preis ergibt, und diesen

Kostenanteil getrennt zu benennen. Der Grundversorger hat die jeweiligen Belastungen

nach Satz 1 Nummer 5 sowie die Angaben nach Satz 3 in ihrer jeweiligen Hohe mit der

Veroffentlichung der Allgemeinen Preise nach §36 Absatz 1 Satz 1 des Energiewirtschafts-

gesetzes auf seiner Internetseite zu veroffentlichen. Auf die Verdffentlichung der jeweiligen

Hohe der in Satz 1 Nummer 5 Buchstabe ¢ genannten Belastungen auf einer Informations-

plattform der deutschen Ubertragungsnetzbetreiber hat der Grundversorger ergénzend

hinzuweisen.

Zusatzlich ist in dem Vertrag oder der Vertragsbestdtigung hinzuweisen auf

1. die Allgemeinen Bedingungen der Grundversorgung und auf diese ergéanzende Bedin-
gungen,

2. den Zeitraum der Abrechnungen,

3. die Mdglichkeit des Kunden, Anspriiche wegen Versorgungsstérungen gegen den Netz-
betreiber nach §6 Absatz 3 Satz 1 geltend zu machen,

w
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4. Informationen Uber die Rechte der Kunden im Hinblick auf Verbraucherbeschwerden
und Streitbeilegungsverfahren, die ihnen im Streitfall zur Verfligung stehen, einschlieB-
lich der fiir Verbraucherbeschwerden nach § 111b Absatz 1 Satz 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes eingerichteten Schlichtungsstelle mit deren Anschrift und Webseite,
und Informationen tber die Verpflichtung des Grundversorgers zur Teilnahme am
Schlichtungsverfahren,

5. die Kontaktdaten des Verbraucherservice der Bundesnetzagentur fiir den Bereich Elekt-
rizitat und Gas sowie

6. ein Muster der nach §41g Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes durch den Grundver-
sorger anzubietenden Abwendungsvereinbarung.

Die Hinweise nach Satz 6 Nummer 4 und 5 sowie das Muster der Abwendungsvereinba-

rung des Grundversorgers nach Satz 6 Nummer 6 hat der Grundversorger auch auf seiner

Internetseite zu verdffentlichen. Der Grundversorger hat das Muster der Abwendungsver-

einbarung nach Satz 6 Nummer 6 dem Kunden auf dessen Verlangen postalisch zu tiber-

senden. §41 Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes bleibt unbertihrt.

(4) Der Grundversorger ist verpflichtet, jedem Neukunden rechtzeitig vor Vertragsschluss

und in den Fallen des Absatzes 1 Satz 2 mit der Bestatigung des Vertragsschlusses sowie

auf Verlangen den tibrigen Kunden die Allgemeinen Bedingungen unentgeltlich auszuhén-
digen. Satz 1 gilt entsprechend fiir die erganzenden Bedingungen; diese hat der Grundver-
sorger Offentlich bekannt zu geben und auf seiner Internetseite zu veréffentlichen.

(5) Der Abschluss eines Grundversorgungsvertrages darf nicht davon abhangig gemacht

werden, dass Zahlungsrickstande eines vorherigen Anschlussnutzers beglichen werden.

§3 Ersatzversorgung

(1) Fur die Ersatzversorgung nach §38 des Energiewirtschaftsgesetzes gelten §2 Absatz 3
Satz 4, die §§4, 5 Absatz 1, die §§ 5a bis 8, 10 bis 19 und 22 sowie fir die Beendigung der
Ersatzversorgung nach §38 Absatz 4 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes § 20 Absatz 3
entsprechend; § 11 Absatz 2 gilt mit der MaBgabe, dass der Grundversorger den Energie-
verbrauch auf Grund einer rechnerischen Abgrenzung schétzen und den anteiligen Ver-
brauch in Rechnung stellen darf.

(2) Der Grundversorger hat dem Kunden unverziiglich nach Kenntnisnahme den Zeitpunkt
des Beginns und des Endes der Ersatzversorgung in Textform mitzuteilen. Dabei hat er
ebenfalls mitzuteilen, dass spatestens nach dem Ende der Ersatzversorgung zur Fortset-
zung des Elektrizitatsbezugs der Abschluss eines Bezugsvertrages durch den Kunden erfor-
derlich ist; auf §2 Absatz 2 ist hinzuweisen.

Teil 2 Versorgung

§4 Bedarfsdeckung

Der Kunde ist fiir die Dauer des Grundversorgungsvertrages verpflichtet, seinen gesamten
leitungsgebundenen Elektrizitatsbedarf aus den Elektrizitatslieferungen des Grundver-
sorgers zu decken. Ausgenommen ist die Bedarfsdeckung durch Eigenanlagen der Kraft-
Warme-Kopplung bis 50 Kilowatt elektrischer Leistung und aus Erneuerbaren Energien;
ferner durch Eigenanlagen, die ausschlieBlich der Sicherstellung des Elektrizitatsbedarfs bei
Aussetzen der Grundversorgung dienen (Notstromaggregate). Notstromaggregate durfen
auBerhalb ihrer eigentlichen Bestimmungen nicht mehr als 15 Stunden monatlich zur Er-
probung betrieben werden.

§5 Art der Versorgung; Anderungen der Allgemeinen Preise und ergianzenden
Bedingungen

(1) Welche Stromart (Drehstrom oder Wechselstrom) und Spannungsart fiir das Vertrags-
verhéltnis maBgebend sein sollen, ergibt sich aus der Stromart und Spannung des jewei-
ligen Elektrizitatsversorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung, an das die Anlage, Gber
die der Kunde Strom entnimmt, angeschlossen ist.

(2) Anderungen der Allgemeinen Preise und der erganzenden Bedingungen werden jeweils
zum Monatsbeginn und erst nach &ffentlicher Bekanntgabe wirksam, die mindestens sechs
Wochen vor der beabsichtigten Anderung erfolgen muss. Der Grundversorger ist verpflich-
tet, zu den beabsichtigten Anderungen zeitgleich mit der &ffentlichen Bekanntgabe eine
briefliche Mitteilung an den Kunden zu versenden und die Anderungen auf seiner Internet-
seite zu verdffentlichen; hierbei hat er den Umfang, den Anlass und die Voraussetzungen
der Anderung sowie den Hinweis auf die Rechte des Kunden nach Absatz 3 und die Anga-
ben nach §2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 und Satz 3 in tbersichtlicher Form anzugeben.

(3) Im Fall einer Anderung der Allgemeinen Preise oder ergdnzenden Bedingungen hat der
Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Anderungen zu kiindigen. Anderungen der Allgemeinen Preise und
der erganzenden Bedingungen werden gegentiber demjenigen Kunden nicht wirksam, der
bei einer Kiindigung des Vertrages mit dem Grundversorger die Einleitung eines Wechsels
des Versorgers durch entsprechenden Vertragsschluss innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Kiindigung nachweist.

§5a Kalkulatorische Neuermittlung bei Anderungen staatlich gesetzter oder
regulierter Belastungen

(1) Bei Anderungen der Belastungen nach §2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5, die in die Kalku-
lation des Allgemeinen Preises eingeflossen sind, ist der Grundversorger unter Beachtung
der geltenden gesetzlichen Bestimmungen berechtigt, die Allgemeinen Preise jederzeit neu
zu ermitteln und dabei die Anderung in das Ergebnis der Kalkulation einflieBen zu lassen.
Sinkt der Saldo der Belastungen nach §2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a bis ¢, ist
der Grundversorger abweichend von Satz 1 verpflichtet, die Allgemeinen Preise unver-
ziiglich neu zu ermitteln und dabei den gesunkenen Saldo in das Ergebnis der Kalkulation
einflieBen zu lassen. Die Verpflichtung zur Neuermittlung nach Satz 2 entsteht in dem Zeit-
raum vom 15. Oktober bis 31. Dezember eines Jahres erst, wenn alle von Satz 1 erfassten
Belastungen fiir das Folgejahr feststehen.

(2) Sonstige Rechte und Verpflichtungen zur Neukalkulation und die Rechte und Verpflich-
tungen in Bezug auf Anderungen der Allgemeinen Preise sowie die Pflichten des Grundver-
sorgers nach §5 Absatz 2 und die Rechte des Kunden nach §5 Absatz 3 bleiben unberthrt.

§6 Umfang der Grundversorgung
(1) Der Grundversorger ist im Interesse des Kunden verpflichtet, die fur die Durchfiihrung

1) Stromgrundversorgungsverordnung vom 26. Oktober 2006 (BGBI. | S. 2391), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 347) geéndert worden ist.
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der Grundversorgung erforderlichen Vertrage mit Netzbetreibern und, soweit nicht nach

§1 Absatz 1 Satz 3 etwas anderes vereinbart ist, mit Messstellenbetreibern abzuschlieBen.

Er hat die ihm méglichen MaBnahmen zu treffen, um dem Kunden am Ende des Netzan-

schlusses, zu dessen Nutzung der Kunde nach der Niederspannungsanschlussverordnung

berechtigt ist, zu den jeweiligen Allgemeinen Preisen und Bedingungen Elektrizitat zur

Verfiigung zu stellen. Die Elektrizitat wird im Rahmen der Grundversorgung fiir die Zwecke

des Letztverbrauchs geliefert.

(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, den Elektrizitatsbedarf des Kunden im Rahmen

des §36 des Energiewirtschaftsgesetzes zu befriedigen und fir die Dauer des Grundver-

sorgungsvertrages im vertraglich vorgesehenen Umfang nach MaBgabe des Absatzes 1

Jjederzeit Elektrizitat zur Verfiigung zu stellen. Dies gilt nicht,

1. soweit die Allgemeinen Preise oder Allgemeinen Bedingungen zeitliche Beschrénkun-
gen vorsehen,

2. soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und die Anschlussnutzung
nach §17 der Niederspannungsanschlussverordnung oder §24 Absatz 1, 2 und 5 der
Niederspannungsanschlussverordnung unterbrochen hat oder

3. soweit und solange der Grundversorger an der Erzeugung, dem Bezug oder der ver-
tragsgemaBen Lieferung von Elektrizitat durch hohere Gewalt oder sonstige Umstéande,
deren Beseitigung ihm nicht méglich ist oder im Sinne des §36 Absatz 1 Satz 3 des
Energiewirtschaftsgesetzes wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

(3) Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelmaBigkeiten in der Elektrizitatsversorgung ist,

soweit es sich um Folgen einer Storung des Netzbetriebs einschlieBlich des Netzanschlus-

ses oder einer Stérung des Messstellenbetriebes handelt, der Grundversorger von der

Leistungspflicht befreit. Satz 1 gilt nicht, soweit die Unterbrechung auf nicht berechtigten

MaBnahmen des Grundversorgers nach § 19 beruht. Der Grundversorger ist verpflichtet,

seinen Kunden auf Verlangen unverziiglich tiber die mit der Schadensverursachung durch

den Netzbetreiber oder den Messstellenbetreiber zusammenhangenden Tatsachen in-
soweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise
aufgeklart werden kénnen.

§7 Erweiterung und Anderung von Anlagen und Verbrauchsgeriten; Mitteilungs-
pflichten

Erweiterungen und Anderungen von Kundenanlagen sowie die Verwendung zusatzlicher
Verbrauchsgerate sind dem Grundversorger mitzuteilen, soweit sich dadurch preisliche
BemessungsgroBen andern. Nahere Einzelheiten tGber den Inhalt der Mitteilung kann der
Grundversorger in erganzenden Bedingungen regeln.

Teil 3 Aufgaben und Rechte des Grundversorgers

§8 Messeinrichtungen

(1) Die vom Grundversorger gelieferte Elektrizitat wird durch die Messeinrichtungen nach
den Vorschriften des Messstellenbetriebsgesetzes festgestellt.

(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden jederzeit eine Nachpri-
fung der Messeinrichtungen durch eine Eichbehorde oder eine staatlich anerkannte Priif-
stelle im Sinne des §40 Absatz 3 des Mess- und Eichgesetzes beim Messstellenbetreiber
zu veranlassen. Stellt der Kunde den Antrag auf Priifung nicht bei dem Grundversorger, so
hat er diesen zugleich mit der Antragstellung zu benachrichtigen. Die Kosten der Prifung
fallen dem Grundversorger zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehler-
grenzen Uberschreitet, sonst dem Kunden. Der Grundversorger darf die Priifung nicht von
einer Vorleistung oder Sicherheitsleistung abhéngig machen, wenn der Kunde Umstande
darlegt, die Zweifel an der ordnungsgemaBen Funktion der Messeinrichtung begrinden.

§9 Zutrittsrecht

Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen
Beauftragten des Netzbetreibers, des Messstellenbetreibers oder des Grundversorgers den
Zutritt zu seinem Grundstlick und zu seinen Raumen zu gestatten, soweit dies zur Ermitt-
lung preislicher Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der Messeinrichtungen nach
§11 erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an die jeweiligen Kunden
oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Wo-
che vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Der
Kunde hat dafiir Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen zuganglich sind.

§10 Vertragsstrafe

(1) Verbraucht der Kunde Elektrizitat unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbrin-
gung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Grundversorgung, so ist der
Grundversorger berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist fiir die Dauer des
unbefugten Gebrauchs, langstens aber fiir sechs Monate auf der Grundlage einer taglichen
Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsgerate von bis zu zehn Stunden nach dem
fur den Kunden geltenden Allgemeinen Preis zu berechnen.

(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsatzlich oder grob
fahrlassig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Angaben zu ma-
chen. Die Vertragsstrafe betragt das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei Erflllung
seiner Verpflichtung nach dem fiir ihn geltenden Allgemeinen Preis zusatzlich zu zahlen
gehabt hatte. Sie darf langstens fiir einen Zeitraum von sechs Monaten verlangt werden.
(3) Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der Beginn der Mitteilungspflicht nicht
festzustellen, so kann die Vertragsstrafe in entsprechender Anwendung der Absatze 1 und
2 fur einen geschatzten Zeitraum, der langstens sechs Monate betragen darf, erhoben
werden.

Teil 4 Abrechnung der Energielieferung

§11 Verbrauchsermittlung

(1) Fur die Ermittlung des Verbrauchs fiir Zwecke der Abrechnung ist §40a des Energiewirt-

schaftsgesetzes anzuwenden.

(2) Der Grundversorger kann den Verbrauch nach Absatz 1 auch ermitteln, wenn dies

1. zum Zwecke einer Abrechnung nach § 12 Absatz 1,

2. anlasslich eines Lieferantenwechsels oder

3. bei einem berechtigten Interesse des Grundversorgers an einer Uberpriifung der Ab-
lesung

erfolgt.

(3) (weggefallen)

§12 Abrechnung

(1) Der Elektrizitatsverbrauch wird nach MaBgabe des §40b Absatz 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes abgerechnet.

(2) Andern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraums die verbrauchsabhéngigen Preise,
so wird der fiir die neuen Preise maBgebliche Verbrauch zeitanteilig berechnet; jahreszeit-
liche Verbrauchsschwankungen sind auf der Grundlage der fiir Haushaltskunden maBgeb-
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lichen Erfahrungswerte angemessen zu beriicksichtigen. Entsprechendes gilt bei Anderung
des Umsatzsteuersatzes und erlésabhangiger Abgabensatze.

(3) Im Falle einer Belieferung nach §2 Absatz 2 ist entsprechend Absatz 2 Satz 1 eine pau-
schale zeitanteilige Berechnung des Verbrauchs zuléssig, es sei denn, der Kunde kann einen
geringeren als den von dem Grundversorger angesetzten Verbrauch nachweisen.

§13 Abschlagszahlungen

(1) Wird der Verbrauch fir mehrere Monate abgerechnet, so kann der Grundversorger fiir
die nach der letzten Abrechnung verbrauchte Elektrizitat eine Abschlagszahlung verlangen.
Diese ist anteilig fir den Zeitraum der Abschlagszahlung entsprechend dem Verbrauch im
zuletzt abgerechneten Zeitraum zu berechnen. Ist eine solche Berechnung nicht méglich,
so bemisst sich die Abschlagszahlung nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichba-
rer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist
dies angemessen zu berticksichtigen.

(2) Andern sich die Allgemeinen Preise, so kénnen die nach der Preisénderung anfallenden
Abschlagszahlungen mit dem Vomhundertsatz der Preisanderung entsprechend angepasst
werden.

(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Abschlagszahlungen verlangt wurden, so
ist der tibersteigende Betrag unverziglich zu erstatten, spatestens aber mit der nachsten
Abschlagsforderung zu verrechnen. Nach Beendigung des Versorgungsverhaltnisses sind
zu viel gezahlte Abschlage unverziglich zu erstatten.

§14 Vorauszahlungen

(1) Der Grundversorger ist berechtigt, fiir den Elektrizitatsverbrauch eines Abrechnungs-
zeitraums Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach den Umsténden des Einzelfalles Grund
zu der Annahme besteht, dass der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht
rechtzeitig nachkommt. Bei Verlangen einer Vorauszahlung ist der Kunde hiertiber aus-
driicklich und in versténdlicher Form zu unterrichten. Hierbei sind mindestens der Beginn,
die Hohe und die Griinde der Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen fir ihren Wegfall
anzugeben.

(2) Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrech-
nungszeitraums oder dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht

der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu
berticksichtigen. Erstreckt sich der Abrechnungszeitraum tiber mehrere Monate und erhebt
der Grundversorger Abschlagszahlungen, so kann er die Vorauszahlung nur in ebenso
vielen Teilbetragen verlangen. Die Vorauszahlung ist bei der nachsten Rechnungserteilung
zu verrechnen.

(3) Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Grundversorger beim Kunden einen
Bargeld- oder Chipkartenzahler oder sonstige vergleichbare Vorauszahlungssysteme ein-
richten. Die Anforderungen an Vorauszahlungssysteme nach §41 Absatz 2 Satz 2 und 3 des
Energiewirtschaftsgesetzes sind zu beachten.

§15 Sicherheitsleistung

(1) Ist der Kunde zur Vorauszahlung nach § 14 nicht bereit oder nicht in der Lage, kann der
Grundversorger in angemessener Hohe Sicherheit verlangen.

(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz nach §247 des Biirgerlichen Ge-
setzbuchs verzinst.

(3) Ist der Kunde in Verzug und kommt er nach erneuter Zahlungsaufforderung nicht un-
verziglich seinen Zahlungsverpflichtungen aus dem Grundversorgungsverhéltnis nach, so
kann der Grundversorger die Sicherheit verwerten. Hierauf ist in der Zahlungsaufforderung
hinzuweisen. Kursverluste beim Verkauf von Wertpapieren gehen zu Lasten des Kunden.
(4) Die Sicherheit ist unverziiglich zuriickzugeben, wenn keine Vorauszahlung mehr ver-
langt werden kann.

§16 Rechnungen und Abschlige

(1) Vordrucke fiir Rechnungen und Abschlage miissen einfach verstandlich sein. Fir Rech-
nungen und Abschlége ist §40 Absatz 1 bis 4 des Energiewirtschaftsgesetzes maBgeblich.
(2) Der Grundversorger hat in den erganzenden Bedingungen mindestens zwei mogliche
Zahlungsweisen anzugeben. Fiir die anzugebenden Zahlungsweisen ist §41 Absatz 2 Satz 2
und 3 des Energiewirtschaftsgesetzes anzuwenden.

§17 Zahlung, Verzug
(1) Rechnungen und Abschldge werden zu dem vom Grundversorger angegebenen Zeit-
punkt, frihestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fallig.
Einwénde gegen Rechnungen und Abschlagsberechnungen berechtigen gegentiber dem
Grundversorger zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur,
1. soweit die ernsthafte Mdglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht oder
2. sofern

a) der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als

doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeit-
raum ist und

b) der Kunde eine Nachpriifung der Messeinrichtung verlangt

und solange durch die Nachpriifung nicht die ordnungsgemaBe Funktion des

Messgerats festgestellt ist.
§315 des Biirgerlichen Gesetzbuchs bleibt von Satz 2 unberiihrt.
(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann der Grundversorger, wenn er erneut zur Zahlung
auffordert oder den Betrag durch einen Beauftragten einziehen lasst, die dadurch entstan-
denen Kosten fiir strukturell vergleichbare Falle pauschal berechnen; die pauschale Berech-
nung muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem gew&hnlichen
Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht Gbersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die
Berechnungsgrundlage nachzuweisen.
(3) Gegen Anspriiche des Grundversorgers kann vom Kunden nur mit unbestrittenen oder
rechtskraftig festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet werden.

§18 Berechnungsfehler

(1) Ergibt eine Priifung der Messeinrichtungen eine Uberschreitung der Verkehrsfehler-
grenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt, so ist
die Uberzahlung vom Grundversorger zuriickzuzahlen oder der Fehlbetrag vom Kunden
nachzuentrichten. Ist die GroBe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine
Messeinrichtung nicht an, so ermittelt der Grundversorger den Verbrauch fiir die Zeit seit
der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehenden
und des der Feststellung des Fehlers nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf Grund des
vorjéhrigen Verbrauchs durch Schatzung; die tatsachlichen Verhaltnisse sind angemessen
zu beriicksichtigen. Bei Berechnungsfehlern auf Grund einer nicht ordnungsgemaBen Funk-
tion einer Messeinrichtung ist der vom Messstellenbetreiber ermittelte und dem Kunden
mitgeteilte korrigierte Verbrauch der Nachberechnung zu Grunde zu legen.

(2) Anspriiche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden
Ablesezeitraum beschrénkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann tber einen gro-
Beren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf langstens drei Jahre
beschrankt.
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§19 Unterbrechung der Versorgung in besonderen Fillen

Der Grundversorger ist berechtigt, die Grundversorgung ohne vorherige Androhung durch
den Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde dieser Verordnung in nicht
unerheblichem MaBe schuldhaft zuwiderhandelt und die Unterbrechung erforderlich ist,
um den Gebrauch von elektrischer Arbeit unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbrin-
gung der Messeinrichtungen zu verhindern. Die §§41f und 41g des Energiewirtschaftsge-
setzes Uber die Unterbrechung der Versorgung bei Nichterflllung einer Zahlungsverpflich-
tung bleiben unberihrt.

§20 Kiindigung

(1) Der Grundversorgungsvertrag kann mit einer Frist von zwei Wochen gekindigt werden.
Eine Kiindigung durch den Grundversorger ist nur méglich, soweit eine Pflicht zur Grund-
versorgung nach §36 Absatz 1 Satz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes nicht besteht.

(2) Die Kiindigung bedarf der Textform. Der Grundversorger hat eine Kiindigung des Kun-
den unverziglich nach Eingang unter Angabe des Vertragsendes in Textform zu bestatigen.
(3) Der Grundversorger darf keine gesonderten Entgelte fiir den Fall einer Kiindigung des
Vertrages, insbesondere wegen eines Wechsels des Lieferanten, verlangen.

VP116/01.26 Strom GVV/EB #bf260211

§21 Fristlose Kiindigung

Der Grundversorger ist in den Fallen des § 19 berechtigt, das Vertragsverhaltnis fristlos zu
kundigen, wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung der Grundversorgung wiederholt
vorliegen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen nach §41f Absatz 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes ist der Grundversorger zur fristlosen Kiindigung berechtigt, wenn sie zwei
Wochen vorher angedroht wurde, dabei ist §41f Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 2 und 3 des
Energiewirtschaftsgesetzes entsprechend anzuwenden.

Teil 6 Schlussbestimmungen
§22 Gerichtsstand
Gerichtsstand fiir die beiderseitigen Verpflichtungen aus dem Grundversorgungsvertrag ist

der Ort der Elektrizitatsabnahme durch den Kunden.

§23 (weggefallen)



Erganzende Bedingungen

der TEAG Thiringer Energie AG zu der ,Verordnung Gber
Allgemeine Bedingungen fir die Grundversorgung von Haus-
haltskunden und die Ersatzversorgung mit Elektrizitat aus dem
Niederspannungsnetz (Stromgrundversorgungsverordnung —
StromGVV)")

I. Kiindigung (zu §20 StromGVV)

Die Kiindigung bedarf der Textform (z. B. per Brief oder E-Mail) und soll neben der voll-
standigen Kundenanschrift zusatzlich folgende Angaben enthalten:

a) Kundennummer,

b) Datum des Auszuges,

c) neue Rechnungsanschrift,

d) Zahlernummer,

e) Zahlerstand.

1l. Zéhlerablesung

Ist die Verbrauchsstelle nicht mit einem intelligenten Messsystem ausgestattet, hat der
Kunde der TEAG zu Beginn der Belieferung durch die TEAG, zum Ende des jeweiligen
Abrechnungsturnus und zum Vertragsende unverziglich einen von ihm abgelesenen Z&h-
lerstand mitzuteilen. Der Zeitpunkt der turnusmaBigen Ablesung wird dem Kunden — in der
Regel vor Lieferbeginn und nach Anderung des Abrechnungsturnus — mitgeteilt.

11l. Vorauszahlung, Vorkassensystem (zu § 14 StromGVV)

1. Umsténde, die nach § 14 StromGVV die TEAG Thiiringer Energie AG dazu berechtigen,
Vorauszahlungen zu verlangen, sind insbesondere:
a) wiederholt unplnktliche oder unvollsténdige Zahlung,
b) Nichtzahlung bzw. unvollsténdige Zahlung trotz wiederholter Mahnung oder
c) Eintragung des Kunden in einem Schuldnerverzeichnis.

2. Die Vorauszahlungen sind jeweils mit Beginn des Verbrauchszeitraumes an die
TEAG Thiringer Energie AG zu leisten.

3. Liegen die Voraussetzungen des § 14 StromGVV vor, hat der Kunde die Kosten flr die
Einrichtung eines Bargeld-, Chipkartenzahlers oder sonstiger vergleichbarer Vorkassen-
systeme zu tragen.

IV. Zahlungsweisen und Folgen des Verzugs (zu § 16 und § 17 StromGVV)

1. Zahlungen haben auf das von der TEAG Thiringer Energie AG mitgeteilte Konto unter
Angabe der Kundennummer zu erfolgen.

2. MaBgeblich fiir die Rechtzeitigkeit einer Zahlung nach § 17 StromGVV ist der Eingang
des Betrages auf dem Konto der TEAG Thiringer Energie AG.

3. Der Kunde kann seine Zahlungspflichten gegentiber der TEAG Thuringer Energie AG auf
folgende Weisen erfiillen:
a) durch Uberweisung oder
b) durch Lastschrifteinzugsverfahren.

4. Offene Forderungen werden nach fruchtlosem Ablauf des von der
TEAG Thiringer Energie AG angegebenen Filligkeitstermins in Textform angemahnt
und kdénnen anschlieBend durch einen Beauftragten kassiert werden. Die dadurch ent-
stehenden Kosten hat der Kunde der TEAG Thringer Energie AG in folgender Hohe zu
erstatten:

a) Mahnung Standardlastprofilkunde 2,50 EUR
b) Mahnung Kunde mit registrierender Leistungsmessung 5,00 EUR
¢) Vorortinkasso 102,83 EUR

V. Ankiindigung des Lastschrif fahrens gegeniiber Zahler

Soweit das Lastschrifteinzugsverfahren per SEPA-Lastschrift-Mandat erfolgt, Gbernimmt
der Kunde bei einem abweichenden Zahler die Ankiindigung des SEPA-Lastschrifteinzuges
gegentiber dem Zahler der Lastschriften.

VI. Unterbrechung und Wiederherstellung der Versorgung (zu § 19 StromGVV)
1. Fur die Unterbrechung der Versorgung tragt der Kunde die folgenden Kosten:

a) Auftrag zur Unterbrechung der Versorgung beim Netzbetreiber 85,77 EUR
(entfallt bei ausgefiihrter Unterbrechung der Versorgung)

b) Unterbrechung der Versorgung
= Standardlastprofilkunde 100,06 EUR
= Kunde mit registrierender Leistungsmessung 153,47 EUR

Bei physischer Unterbrechung des Netzanschlusses wird die TEAG Thuringer
Energie AG die tatséchlich entstandenen Kosten in Rechnung stellen.

c) Nachsperrung infolge einer widerrechtlichen Stromentnahme 128,25 EUR
Bei physischer Nachsperrung des Netzanschlusses wird die TEAG Thuringer
Energie AG die tatséchlich entstandenen Kosten in Rechnung stellen.

2. Fur die Wiederherstellung der Versorgung tragt der Kunde folgende Kosten:

= Standardlastprofilkunde 101,59 EUR*
= Kunde mit registrierender Leistungsmessung 168,39 EUR*
Bei physischer Wiederherstellung des Netzanschlusses wird die TEAG Thuringer
Energie AG die tatséchlich entstandenen Kosten in Rechnung stellen.

Die Kosten der Wiederherstellung sind der TEAG Thiringer Energie AG

im Voraus zu erstatten.

1) Stand: 01.05.2026
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VII. Sonstige Leistungen/Kostenerstattung

. Fur auf Kundenwunsch erstellte unterjahrige zusatzliche Abrechnungen (Zwischenrech-
nung) hat der Kunde der TEAG jeweils 18,23 EUR* zu erstatten.

Wiinscht der Kunde die Ubersendung einer zusétzlichen Rechnungskopie, hat er der
TEAG hierfar 5,00 €* zu erstatten.

Muss auf Verlangen des Kunden die Korrektur einer von der TEAG erstellten
Verbrauchsabrechnung aus einem Grund erfolgen, den der Kunde verschuldet hat
(z.B. Verletzung der Pflicht zur Selbstablesung), hat der Kunde der TEAG

je Korrektur 40,00 €* zu erstatten.

. Wird im Rahmen der Abwicklung des Lieferverhaltnisses eine Ermittlung der aktuellen
Anschrift des Kunden notwendig, weil dieser es verabsaumt hat, seine neue Anschrift
der TEAG rechtzeitig mitzuteilen, ist der Kunde verpflichtet, die der TEAG dafir entste-
henden Kosten zu erstatten.

N

VIIl. Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer)

Alle mit * gekennzeichneten Kostenpositionen der Punkte IV., VI. und VII. sind Bruttobetra-
ge und enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer. Fir alle weiteren Kostenpositionen besteht
keine Umsatzsteuerpflicht.

IX. Kostennachweis

Der Nachweis geringerer Kosten aus den Punkten IV., VI. und VII. bleibt dem Kunden ge-

stattet und auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen.

X. Inkrafttreten und Anderung der Erga den Bedi d

1. Diese Erganzenden Bedingungen gelten ab dem 01.05.2026.

2. Anderungen der Ergénzenden Bedingungen werden jeweils zum Monatsbeginn und
erst nach offentlicher Bekanntgabe wirksam, die mindestens sechs Wochen vor der
beabsichtigten Anderung erfolgen muss. Die TEAG Thiiringer Energie AG ist verpflichtet,
zu den beabsichtigten Anderungen zeitgleich mit der 6ffentlichen Bekanntgabe eine
briefliche Mitteilung an den Kunden zu versenden und die Anderungen auf ihrer Inter-
netseite zu veroffentlichen.

Im Fall einer Anderung der Ergédnzenden Bedingungen hat der Kunde das Recht, den
Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens
der Anderungen zu kiindigen. Anderungen der Ergéanzenden Bedingungen werden
gegenulber demjenigen Kunden nicht wirksam, der bei einer Kiindigung des Vertrages
mit der TEAG Thiiringer Energie AG die Einleitung eines Wechsels des Versorgers durch
entsprechenden Vertragsschluss innerhalb eines Monats nach Zugang der Kiindigung
nachweist.

Der fiir die TEAG Thiringer Energie AG gultige Verhaltenskodex ist unter www.teag.de
einseh- und abrufbar.


http://www.teag.de

	Teil 1 Allgemeine Bestimmungen
	§ 1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen
	§ 2 Vertragsschluss
	§ 3 Ersatzversorgung

	Teil 2 Versorgung
	§ 4 Bedarfsdeckung
	§ 5 Art der Versorgung; Änderungen der Allgemeinen Preise und ergänzenden  Bedingungen
	§ 5a Kalkulatorische Neuermittlung bei Änderungen staatlich gesetzter oder  regulierter Belastungen
	§ 6 Umfang der Grundversorgung
	§ 7 Erweiterung und Änderung von Anlagen und Verbrauchsgeräten; Mitteilungspflichten

	Teil 3 Aufgaben und Rechte des Grundversorgers
	§ 8 Messeinrichtungen
	§ 9 Zutrittsrecht
	§ 10 Vertragsstrafe

	Teil 4 Abrechnung der Energielieferung
	§ 11 Verbrauchsermittlung
	§ 12 Abrechnung
	§ 13 Abschlagszahlungen
	§ 14 Vorauszahlungen
	§ 15 Sicherheitsleistung
	§ 16 Rechnungen und Abschläge
	§ 17 Zahlung, Verzug
	§ 18 Berechnungsfehler

	Teil 5 Beendigung des Grundversorgungsverhältnisses
	§ 19 Unterbrechung der Versorgung in besonderen Fällen
	§ 20 Kündigung
	§ 21 Fristlose Kündigung

	Teil 6 Schlussbestimmungen
	§ 22 Gerichtsstand
	§ 23 (weggefallen)

	teag_kp016_strom_260218.pdf
	I. Kündigung (zu § 20 StromGVV)
	II. Zählerablesung
	III. Vorauszahlung, Vorkassensystem (zu § 14 StromGVV)
	IV. Zahlungsweisen und Folgen des Verzugs (zu § 16 und § 17 StromGVV)
	V. Ankündigung des Lastschrifteinzugsverfahrens gegenüber Zahler
	VI. Unterbrechung und Wiederherstellung der Versorgung (zu § 19 StromGVV)
	VII. Sonstige Leistungen/Kostenerstattung
	VIII. Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer)
	IX. Kostennachweis
	X. Inkrafttreten und Änderung der Ergänzenden Bedingungen


